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IVA erst einmal behalten
Das neue Firmengründergesetz ermöglicht es Freiberufl ern und Unternehmen, die Mehrwertsteuer später 
zu bezahlen. An der Umsetzung wird noch gearbeitet – es ist ein höherer Verwaltungsaufwand zu erwarten

Von Tom Gebhardt

Nach langem Hin und Her und 
mehrfachen Abänderungen hat 
der spanische Kongress Ende 
September das neue Unterneh-
mensgründergesetz (offi ziell: Ley 
de apoyo a los emprendedores y 
su internacionalización = Gesetz 
zur Förderung des Entrepreneurs 
und seiner Internationalisierung) 
verabschiedet. Mit der Veröffent-
lichung im Gesetzesblatt am 25. 
September ist es nun offiziell in 
Kraft getreten. Die meisten neuen 
Regelungen fi nden ab Januar 2014 
ihre Anwendung.
 Da das Gesetz viele Verände-
rungen bringt, die sich direkt auf 
das Geschäftsleben der Unter-
nehmen auf Mallorca (und ganz 
Spanien) auswirken, werden wir 
Einzel aspekte des Gesetzes in ei-
ner losen Folge mit Experten auf 
dem jeweiligen Gebiet bespre-
chen. Nach und nach werden wir 
dabei auch auf andere Gesetze ein-
gehen, die unter ähnlichem Namen 
in Madrid und Palma verabschie-
det worden sind und auch Chancen 
für heimische Firmen bergen.
 Für diese Ausgabe haben wir 
mit Gustavo Yanes, Steuerexper-
te in der Kanzlei Monereo Meyer 
Marinel-lo Abogados über die 
Änderungen im Steuerrecht ge-
sprochen. Als wohl wichtigste 
Neuerung hebt Yanes die lang 
ersehnte Möglichkeit hervor, die 
Mehrwertsteuer (Impuesto sobre 
el Valor Añadido, IVA) auf aus-
gestellte Rechnungen künftig erst 
dann abzuführen, wenn die Rech-
nung auch bezahlt worden ist. 
Yanes bezeichnet diese Regelung 
als „Riesenschritt, der von Unter-
nehmen schon seit vielen Jahren 
gefordert wurde“.
 Bislang wird die Mehrwertsteu-
er fällig, sobald ein Unternehmer 
seine Rechnung gestellt hat. Yanes 
erklärt das anhand eines Elektri-
kers, der im Auftrag von Telefónica 
eine Leitung installiert und dafür 
100 Euro in Rechnung stellt. Am 
Monatsende muss er die 21 Prozent 
Umsatzsteuer ans Finanzamt ab-
führen, selbst wenn er das Geld von 
Telefónica vielleicht erst Monate 
später ausgezahlt bekommt. Gerade 
für kleine Unternehmen kommt es 
dabei dann oft zu Engpässen.

■ Bislang war meist vom „empresario“ (Unternehmer) die Rede, jetzt sollen die 
„emprendedores“ (Firmengründer, Entrepreneurs) gefördert werden.  F.: DM

„ U N T E R N E H M E R G E S E T Z

Während es bei der Mehrwert-
steuer nur darum geht, ob sie 
früher oder später gezahlt wird, 
gibt es bei der Körperschafts-
steuer (Impuesto sobre So-
ciedades) und der Einkommen-
steuer (Impuesto sobre la Renta 
de las Personas Físicas, IRPF) 
echte Steuererleichterungen, mit 
denen fi ndige Unternehmer Tau-
sende von Euro sparen können, 
hebt Gustavo Yanes hervor.
 Bei der Körperschaftsteuer 
werden diejenigen Gesellschaf-
ten belohnt, die Gewinne am 

Jahresende nicht unter den Ge-
sellschaftern aufteilen, sondern 
in das eigene Unternehmen in-
vestieren. Bei entsprechenden 
Investitionen kann die Körper-
schaftsteuer um bis zu zehn 
Prozent reduziert werden. Da-
mit sollen Unternehmen dazu 
animiert werden, in die eigene 
Gesellschaft zu investieren, an-
statt Kredite bei Banken aufzu-
nehmen. Ein ähnliches Gesetz 
besteht bereits seit Jahren auf 
den Kanaren, wo es mit großem 
Erfolg angewendet wird.

 Seine Einkommenssteuer 
(IRPF) kann man künftig da-
durch bis zu 20 Prozent verrin-
gern, indem man einen Teil sei-
ner Einkünfte in neu gegründete 
Firmen investiert. Yanes sieht 
hier vor allem die Möglichkeit, 
in Unternehmen von Freunden, 
Verwandten oder anderen Perso-
nen zu investieren, zu denen man 
Vertrauen hat. Zu den genauen 
Bedingungen sollte man sich mit 
einem Steuerberater besprechen, 
es gebe aber durchaus Möglich-
keiten, viel Geld zu sparen.

ECHTE STEUERVORTEILE

Steuer erleichterung. Vielmehr 
hoffen viele Unternehmen, dass 
diese Regelung dabei hilft, sich 
aus der Liquiditäts- Klemme zu 
befreien, in der sie seit Beginn der 
Krise stecken.
 Allerdings bleibt fraglich, ob 
die Rechnung wirklich aufgeht. 
Denn natürlich hat die Sache einen 
Haken, wie Yanes ausführt. Wer 
von der neuen Regelung Gebrauch 
macht, darf auch seine Auslagen – 
also zum Beispiel die Anschaffung 
von Arbeitsmaterial – erst von der 
Steuer absetzen, wenn er sie be-
zahlt hat. „Das Gesetz soll also vor 
allem diejenigen Unternehmen mit 
guter Zahlungsmoral begünstigen“, 
so schätzt Yanes es ein.
 Das Gesetz ist zwar verab-
schiedet, die Ausführungsbestim-
mungen aber noch nicht ausgear-
beitet. Unklar ist vor allem, wie 
verfahren wird, wenn der Rech-
nungssteller (in unserem Beispiel 
der Elektriker) von der neuen 
Regelung Gebrauch machen will, 
der Auftraggeber (in diesem Fall 
Telefónica, mit weit über zwei 
Millionen Jahresumsatz) aber 
nach dem alten Modell besteuert 
wird. „Vermutlich muss auf allen 
Rechnungen ab 2014 stehen, wer 
von den beiden Geschäftspartnern 
nach welchem Steuerrecht behan-
delt wird“, glaubt Yanes. „Das 
könnte schnell zu Verwirrung und 
einem gewissen bürokratischen 
Mehraufwand führen.“
 Ausgenommen von der Neu-
regelung werden vermutlich alle 
kleinen Einzelhändler sein, die 
bislang unter die Regelung „re-
cargo de equivalencia“ fallen. 
Solche Einzelhändler – insbeson-
dere diejenigen, die ihr Geschäft 
als Selbstständige (autónomos) 
führen – zahlen die Mehrwert-
steuer wahrscheinlich weiterhin 
beim Einkauf der Ware und müs-
sen dafür keine monatliche IVA- 
Erklärung durchführen.
 Unklar ist zudem, wie, wo und 
ab wann man sich für das „Régi-
men especial del criterio de caja“ 
anmelden kann. „Vermutlich wird 
es da ein Formblatt geben, auf dem 
man ein Kreuzchen machen muss“, 
meint Yanes. Es könnte aber auch 
sein, dass die Ummeldung nur 
elektronisch mit digitaler Unter-
schrift durchzuführen sein wird.

 In Zukunft – ab Januar 2014 
– dürfen sich kleine und mittlere 
Unternehmen (die Regelung gilt 
für alle Firmen mit einem Jahres-
umsatz von unter zwei Millionen 
Euro) aussuchen, ob sie das neue 
„Régimen especial del criterio de 
caja“ in Anspruch nehmen und 
fortan erst bei Erhalt des Geldes 
zahlen. Bei dieser Neuregelung 
handelt es sich also nicht um eine

■ Gustavo Yanes, Kanzlei Monereo 
Meyer Marinel-lo Abogados.  F: PRIVAT


